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Allgemeine Chronik

Offentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Urspriinglich im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 geplant, hatten die
Blros des National- und Standerats im Herbst 2016 die Behandlung des Bundesgesetzes
Uber Aufgaben, Organisation und Finanzierung der Eidgendssischen Stiftungsaufsicht
(ESAG) sistiert und den Rechtskommissionen zugewiesen. Die Vorlage sollte die
Rahmenbedingungen fur die Umwandlung der ESA in eine 6ffentlich-rechtliche Anstalt
mit eigener Rechtspersonlichkeit und eigener Rechnung festlegen. Mit der Sistierung
sollten jedoch zuerst die Entscheidungen des Parlaments zu konnexen Geschaften
abgewartet werden.

Im April 2017 gab die RK-SR bekannt, dass sie mit 9 zu 2 Stimmen (bei einer Enthaltung)
keine Auslagerung der Stiftungsaufsicht méchte und somit auf ein Eintreten verzichte.
Zuvor hatte sie Vertretungen der Stiftungsverbande Swissfoundations und Profonds
angehoért und den Evaluationsbericht der EFK zur Wirksamkeit von .klassischen"
Stiftungen beraten. Dabei kritisierte die Mehrheit der RK-SR insbesondere, dass sich
die Vorlage des Bundesrates ausschliesslich mit der Organisation der Stiftungsaufsicht
befasse und die Thematik nicht umfassend behandle.

Fir die RK-SR erklérte Fabio Abate (fdp, TI) dem Standerat in der Sommersession, dass
die ESA durch die Umwandlung formell von Weisungen des Bundesrates oder von
Verwaltungsbehdrden befreit wére und vollsténdig eigenfinanziert wirde. Dadurch
kénne der Bundeshaushalt durch eine Reduktion des Personalbestands um CHF
650'000 pro Jahr entlastet werden. Gleichzeitig konne dadurch die Plafonierung des
Bundespersonalbestands umgangen werden, welche selbst die Schaffung
gebuhrenfinanzierter neuer Stellen verhindere. Keinen Einfluss héatte dies auf die
Bestimmungen des Zivilgesetzbuches zu Inhalt und Umfang der Stiftungsaufsicht oder
auf die Kompetenzaufteilung zwischen der eidgendssischen Stiftungsaufsicht und den
kantonalen Stiftungsaufsichtsbehdrden. Gerade diesen letzten Punkt bestritt jedoch
Standerat Cramer (gp, GE): Zur Auslagerung der Stiftungsaufsicht misse geméass EFK
zwingend das Zivilgesetzbuch (v.a. Art. 84) angepasst werden, was ausfihrliche
Anderungen sowie ein Vernehmlassungsverfahren mit sich bringen wirde.
Entsprechend sei die Aufarbeitung dieser Vorlage durch den Bundesrat unvollstandig.
Roland Eberle (svp, TG) ergédnzte zusammenfassend, dass die heutige Stiftungsaufsicht
auf Bundes- und Kantonsebene funktioniere und es sich somit lediglich um ein
Ressourcenproblem handle. Dies sei aber nicht Grund genug, ein gut funktionierendes
System infrage zu stellen. Demgegeniber argumentierten Christian Levrat (sp, FR) und
Bundesrat Berset, dass sie bisher kaum Grinde gehoért hatten, nicht auf das Geschaft
einzutreten. So sei die Tatsache, dass die Vorlage im Rahmen des
Stabilisierungsprogramms eingebracht worden war, kaum Grund genug, den
Anderungsvorschlag noch nicht einmal zu besprechen. Der Innenminister betonte
zudem, dass sich diese Organisationsform in sechzehn Kantonen bereits bewéhrt habe
und dass die EFK gemass ihrem Bericht eine Umwandlung ausdricklich unterstitze.
Dennoch sprach sich der Standerat mit 31 zu 8 Stimmen (4 Enthaltungen) relativ
deutlich gegen ein Eintreten aus. '

In der Wintersession 2017 beschaftigte sich der Nationalrat mit einem Gesetzesentwurf
zur Ausgliederung der Eidgendssischen Stiftungsaufsicht aus der zentralen
Bundesverwaltung und ihrer Umgestaltung in eine offentlich-rechtliche Anstalt, wie sie
im Rahmen des Stabilisierungsprogramms 2017-2019 angedacht worden war. Obwohl
die Kommission fur Rechtsfragen festgestellt hatte, dass die Stiftungsaufsicht im
Rahmen der Bundesverwaltung der Corporate-Governance-Regelung formell nicht in
allen Punkten entspricht, sah die FK-NR gemaéss Karl Vogler (csp, OW) mit Verweis auf
entsprechende Aussagen aus der Verwaltung keine zwingenden Grinde flr eine
Auslagerung. Da durch eine Verselbstandigung zudem Mehrkosten entstiinden, welche
die Stiftungen tragen mussten, beantragte die Mehrheit der FK-NR, wie bereits der
Standerat, nicht auf die Vorlage einzutreten. Laurence Fehlmann Rielle (sp, GE) nahm
die Argumentationen der Beflirworter aus dem Sténderat wieder auf, wonach ihre
Einreichung im Rahmen des Stabilisierungsprogramms noch kein Grund sei, auf eine
Diskussion Uber die Auslagerung der Stiftungsaufsicht zu verzichten. Zudem hatten sich
in der Vernehmlassung der schweizerische Dachverband der gemeinnUtzigen Stiftungen
und Vereine (pro Fonds) sowie der Verband der Schweizer Foérderstiftungen (Swiss
Foundations) fiir eine Anderung und somit fiir mehr Autonomie fir die Stiftungen
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ausgesprochen. Auch die EFK beflrworte geméss Fehlmann Rielle eine Auslagerung,
weil die einzelnen Falle immer komplexer wirden und sich der Einstellungsstopp in der
Bundesverwaltung dadurch negativ auf die Kontrolle der Stiftungen auswirken kénnte.
Somit sei eine inhaltliche Diskussion dringend noétig, zumal sie im Stadnderat nicht
stattgefunden habe. Trotz ahnlicher Argumentation durch Bundesrat Berset verzichtete
auch die grosse Kammer mit 135 zu 46 Stimmen (4 Enthaltungen) auf Eintreten und
versenkte damit die Vorlage. ?

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nach dem Negativbescheid der RK-NR im Herbst 2016 lag es nun am Standerat, Gber
das Weiterbestehen der parlamentarischen Initiative Luginbuhl (bdp, BE) zu befinden.
Die RK-SR hielt an ihrem Entscheid vom November 2015 fest und beantragte ihrem Rat
im entsprechenden Bericht vom August 2017, der Initiative Folge zu geben (mit 10 zu 2
Stimmen bei einer Enthaltung). Sie betonte abermals die Relevanz des
Gemeinniitzigkeits- und Stiftungswesens flir die Schweiz. Gerade vor dem Hintergrund
des stetig steigenden Konkurrenzkampfes auf internationaler Ebene sehe sie
Handlungsbedarf, um die institutionellen und rechtlichen Rahmenbedingungen der in
der Schweiz ansassigen Stiftungen zu verbessern und den weltweit bekannten
Stiftungsstandort Schweiz zu festigen. Des Weiteren verwies die Kommission darauf,
dass die letztmalige Stiftungsrechtsrevision auf das Jahr 2006 datiere und gerade in
Anbetracht der Schnelllebigkeit des Stiftungssektors eine entsprechende Anpassung
angemessen ware.

Der Sténderat teilte diese Einschatzung und gab der Initiative ohne Einwande
entsprechend Folge. Stdnderat Vonlanthen (cvp, FR) flhrte in seinem Votum drei
wesentliche Argumente an, weshalb er sich dem mit ,lberwaltigendem Mehr™ von der
Kommission angeflihrten Vorschlag anschliessen und sich fur das Vorankommen des
Vorstosses einsetzen wolle. Erstens bestehe Handlungsbedarf, da die heutigen
Rahmenbedingungen teilweise nicht mehr zeitgeméss seien, zweitens wolle die
Initiative keine komplizierte Totalrevision, sondern lediglich punktuell gesteuerte
Anpassungen anstossen und drittens sei die von der Swissfoundations angebrachten
Kritik bezlglich einer fehlenden strategischen Stossrichtung und
»Verschlimmbesserung™ der Grundlagen unbegrindet. Gerade die Teilrevision erlaube
ein zielgerichtetes Agieren und durch die Vorarbeit von Experten koénnten
entsprechend sinnvolle Loésungen vorgeschlagen werden. Der Initiant selbst schloss die
Debatte mit einer Reminiszenz an die Grindung der parlamentarischen Gruppe
Philanthropie/Stiftungen, welcher auch einige der Anwesenden angehorten: Fast alle
Standeratsmitglieder seien in einer Stiftung tatig, nur ganz wenige aber befassten sich
auch mit dem Stiftungswesen, obwohl dessen Bedeutung in der Schweiz betréachtlich
sei. Er selbst habe sich immer mehr mit dieser Thematik auseinandergesetzt und nicht
zuletzt nach der vom Bundesrat beantragten Abschreibung seiner vor neun Jahren
eingereichten Motion (09.3344) zur Attraktivierung des Stiftungswesens festgestellt,
dass es zwar keine Totalrevision brauche - wie damals verlangt - jedoch eine gezielte
Optimierung im Feinbereich. *
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